
BESCHLUSSANTRAG 

FÜR DIE 16. SITZUNG DES KREISTAGES AM 7.12.2022 
 

X Öffentlich  Nichtöffentlich Drucksachennummer: (WIRD DURCH BKT VERGEBEN) 
    Sichtvermerk Dezernat:  

 
  Einreicher:  Fraktion: DIE	KONSERVATIVEN     Beteiligte Ämter: 

 
Dezernat/Amt:   Amt Datum Signatur Amt Datum Signatur 
         
          
          

Betreff 

Lernmittelfreiheit ab dem Schuljahr 2023/2024 

Beschlussvorschlag 

Der Kreistag beschließt ab dem Schuljahr 2023/2024 die Lernmittelfreiheit für alle Schulen in 
der Trägerschaft des Landkreises Barnim für die Jahrgänge ab der 7. bis zur 10. Klasse 
einzuführen. 

 
 

Finanzielle Auswirkungen 

Haushaltsmäßige Berührung: berührte Produktkonten:  

X Ja  Nein Erträge/Einzahlungen:  

 Aufwendungen/Auszahlungen: Ca. 129.000,00 € 

Ergebnishaushalt    

Finanzhaushalt  X Amtsleiter/in  
 Kämmerei:  

Deckungsvorschlag: 
Soll von der 
Verwaltung erarbeitet 
werden. 

 
Datum / Unterschrift 

 

  
   (Original als Ausdruck erforderlich 

und/oder digitale Übersendung 
vorab möglich) 

  Unterschrift des Einreichers  

 

Beratungsergebnis 
Ausschuss Datum Dafür Dagegen Enthaltung Einstimmig Mehrheit Beschl.-Nr.  
KT 7.12.2022        
A1 21.11.2022        
A2 17.11.2022        
A7 10.11.2022        



Begründung zur Drucksachennummer 

 
 
Die hohe (Rekord-)Inflation im Euroraum betrag im September 2022 ganze 10 %, 
gegenüber 9,1 % im August. 
Die dazu stark gestiegenen Energiepreise machen insbesondere Familien, 
Alleinerziehenden und Rentnern schwer zu schaffen. Ein Ende der „Preisexplosionen“ ist 
nicht in Sicht.  
 
Der Landkreis Barnim sollte daher nach Möglichkeiten der finanziellen Entlastung für seine 
Bürger suchen. Eine Möglichkeit wäre nach unserer Auffassung die Lernmittelfreiheit 
einzuführen, wodurch Eltern, insbesondere Alleinerziehende, zukünftig viel Geld sparen 
würden. 
 
Wie unsere Anfrage zu diesem Thema im September ergab, würden dem Landkreis bei 
Einführung der Lernmittelfreiheit für die Jahrgänge ab der 7. bis zur 10. Klasse für alle 
Schulen, die sich in seiner Trägerschaft befinden, aktuell Kosten in Höhe von 129.000,00 € 
entstehen.  
 
Bei der genannten Aufwendung wurde noch nicht der Abzug von Fällen berücksichtigt, die in 
§ 12 LernMV aufgeführt sind und deshalb durch einen Kostenausgleich vom Land getragen 
werden.  
 
 
 
 


